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Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten“ und
Teilrevision des Mietrechts (99.076)

Mietwesen

Als Reaktion auf ein Bundesgerichtsurteil, wonach eine Miete trotz Senkung des
Hypothekarzinssatzes nicht herabgesetzt werden muss, sowie auf die
Liberalisierungsversuche von Nationalrat und Bundesrat, die gemäss dem
Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) «das Mietrecht aushöhlen»,
kündigte dieser Ende November an, eine Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» zu
lancieren. Die Initiative verlangt eine automatische Weitergabe von
Hypothekarzinssenkungen an die Mieterschaft, einen Mietzinsschutz bei
Handänderungen und einen verbesserten Schutz gegen ungerechtfertigte Kündigungen.
Neu soll für die Mieten ein sogenannter geglätteter Hypothekarzinssatz massgeblich
sein, der dem Hypothekarzinsdurchschnitt der letzten fünf Jahre entspricht. Damit
würden sprunghafte Mietzinserhöhungen verhindert, und der Wohnungsmarkt würde
weniger abhängig von den fluktuierenden Kapitalmärkten. Der Mieterverband
begründete sein Begehren damit, dass er dem Spekulantentum mit Mietwohnungen, der
Preistreiberei bei Handänderungen und Luxussanierungen einen Riegel schieben wolle.
Der Schweizerische Hauseigentümerverband (HEV) warf den Initianten vor, sie wollten
die Kostenmiete weiter zementieren und die letzten Marktelemente im Mietrecht
beseitigen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1995
EVA MÜLLER

Ende April lancierte der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) seine
im letzten Jahr angekündigte Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten». Damit will er auf
Vorstösse des Hauseigentümerverbandes (HEV) reagieren, welche die Preisgabe des
heutigen Mieterschutzes, den Wechsel zur Marktmiete und mit der Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» weitere Steuerprivilegien fordern. Die Initianten betonten,
Investoren nicht abschrecken zu wollen und das Recht auf eine angemessene, faire
Rendite für die langfristigen Kapitalanleger in Wohnliegenschaften anzuerkennen. Ihr
Ziel sei es, Mieterinnen und Mieter vor Spekulation und Missbräuchen zu schützen, wie
z.B. Kündigungen für Luxusrenovationen oder Preissprünge durch Mieterwechsel.
Konkret verlangt die Initiative eine Änderung von Artikel 34septies der
Bundesverfassung und einen neuen Artikel 24, welche die automatische Weitergabe von
Hypothekarzinssenkungen an die Mieterschaft enthalten. Neu wäre anstelle des
aktuellen Hypothekarzinssatzes ein über fünf Jahre geglätteter Durchschnittszinssatz
als Berechnungsgrundlage für die Mieten massgebend. Darüber hinaus zielt die
Initiative auf einen wesentlich verstärkten Kündigungs- und Preisschutz ab: Neu sollen
Mieterinnen und Mieter nicht bloss «missbräuchliche», sondern alle
«ungerechtfertigte» Kündigungen anfechten können. Im Streitfall muss der Vermieter
beweisen, dass die Kündigung aus einem schützenswerten Interesse erfolgte und
verhältnismässig ist. Mietzinsanpassungen wären nur noch aufgrund der ausgewiesenen
Kostenentwicklung, allfälliger Mehrleistungen oder zur Kaufkraftsicherung des
risikotragenden Kapitals zulässig. Eine Anpassung an die ortsüblichen Mieten wäre
dagegen während der Dauer eines Mietverhältnisses nicht mehr möglich und auch mit
dem Hinweis auf eine ungenügende Rendite könnte eine Mietzinserhöhung nicht
begründet werden. Laut einem im August gefällten Bundesgerichtsurteil ist es zulässig,
bei Hypothekarzinssenkungen den bisherigen Mietzins beizubehalten, wenn er
quartier- oder ortsüblich ist. Der Mieterverband kritisierte den Entscheid als weiteren
Schritt Richtung Marktmiete. Der Hauseigentümerverband verurteilte die Initiative als
«volkswirtschaftlich schädlich» und widersprach der Behauptung, dass sie dem
Vermieter eine angemessene Rendite garantiere. Die Initiative gefährde künftige
Investitionen im Wohnungsbau. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.08.1996
EVA MÜLLER

Im März kam die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» des Schweizerischen
Mieterinnen- und Mieterverbands (SMV) mit rund 114'000 Unterschriften zustande.
Über die Hälfte der Unterschriften kamen aus der französischen Schweiz. Die Initiative
verlangt insbesondere, dass Hypothekarzinssenkungen an die Mieterinnen und Mieter
weitergegeben werden müssen, wobei als Berechnungsgrundlage für die Mieten ein
über fünf Jahre geglätteter Durchschnittszinssatz massgebend sein soll. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.03.1997
EVA MÜLLER
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Der Bundesrat lehnte anfangs September die Volksinitiative des Mieterinnen- und
Mieterverbandes (SMV) «Ja zu fairen Mieten» ab und beauftragte das Bundesamt für
Wohnungswesen, der Initiative einen Gegenvorschlag auf Gesetzesstufe
gegenüberzustellen. Die Initiative sieht eine Anpassung der Mietpreise an den
durchschnittlichen Hypothekarzinssatz der letzten fünf Jahre vor. Gemäss
bundesrätlichen Vorgaben soll der Entwurf des Gegenvorschlages zwei von den
Vertragspartnern wählbare Modelle der Mietzinsbildung enthalten: eine Indexmiete, bei
welcher die Regeln für die Gestaltung des Mietzinses im Obligationenrecht (OR)
vereinfacht und die Mietzinsen künftig an den Landesindex der Konsumentenpreise
gebunden (LIK) werden, sowie eine vom Hypothekarzinsniveau unabhängige
Kostenmiete, welche Mietzinsanpassungen auch weiterhin ermöglicht, wenn die
Vermieterschaft teuerungsbedingte Änderungen der Betriebs- und Unterhaltskosten
ausweisen kann. Hypothekarzinsänderungen sollten als Anpassungsgrund indes
ausgeschlossen werden, weil dies in der Vergangenheit für Unruhe und Instabilität bei
der Mietzinsentwicklung gesorgt habe. Während weder die Index- noch die
Kostenmiete beim Hauseigentümerverband (HEV) auf Gegenliebe stiess, begrüsste der
Mieterverband den bundesrätlichen Vorschlag, die Hypothekarzins-Schwankungen
nicht mehr direkt auf den Mietzins zu übertragen. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.09.1998
URS BEER

Im September stellte der Bundesrat seinen Gegenvorschlag zur 1997 eingereichten
Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» des Schweizerischen Mieterverbandes (SMV) vor.
Die Initiative will für Mietzinsanpassungen einen über fünf Jahre geglätteten
Hypothekarzinssatz zugrunde legen. Der Gegenvorschlag möchte die Bindung der
Mietpreise an die Hypothekarzinsen gänzlich aufheben und zu einer Indexmiete
übergehen. Die Mieten sollten demnach an den Landesindex der Konsumentenpreise
gekoppelt werden, der geringeren Schwankungen unterworfen ist. Dadurch könnte
auch die Politisierung der Hypothekarzinssätze rückgängig gemacht werden, die die
Geldpolitik behindern würde. Der Mieterverband wies den Gegenvorschlag bereits bei
dessen Ankündigung Ende Mai zurück und hielt an seiner Initiative fest. Sein
Hauptargument war eine in der Initiative enthaltene Verbesserung des
Kündigungsschutzes, die im bundesrätlichen Gegenvorschlag unberücksichtigt bleibt.
Der Hauseigentümerverband (HEV) wies sowohl die Initiative wie auch den
bundesrätlichen Gegenvorschlag zurück. Ihm schwebt die Einführung einer echten
Marktmiete vor; die Mietpreise sollen sich in Zukunft allein nach dem Verhältnis
zwischen Angebot und Nachfrage richten. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.1999
DANIEL BRÄNDLI

Als der Bundesrat im vergangenen Herbst seine Botschaft zur Teilrevision des
Mietrechts im Obligationenrecht und zur Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»
verabschiedet hatte, herrschte an der Zinsfront noch Ruhe. Das Zinsniveau und speziell
die Hypothekarzinsen sind aber im Berichtsjahr wieder angestiegen, was zu
Mieterhöhungen führte. Im Mai forderte deshalb der Mieterinnen- und Mieterverband
(MV) vom Bundesrat Sofortmassnahmen im Mietrecht. Die gesetzlich festgelegten
Überwälzungssätze sollten mit einem dringlichen Bundesbeschluss halbiert werden. Der
Bundesrat wollte diesem Anliegen aber nicht entsprechen. Eine kurzfristige Änderung
der Überwälzungsansätze hätte seiner Meinung nach die parlamentarische Debatte zur
Mietrechtsrevision unterlaufen.

Gleichzeitig nahm der Hauseigentümerverband (HEV) seinen Kampf gegen die
Mieterinitiative auf. An einer Delegiertenversammlung im Juni forderte SHEV-Präsident
Dettling, der Bundesrat müsse die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung
bringen. Alt Nationalrat Jaeger (ldu, SG) setzte sich für eine schrittweise Liberalisierung
des Mietmarktes ein. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.07.2000
DANIEL BRÄNDLI

Auf Antrag seiner Rechtskommission (RK-NR) lehnte der Nationalrat die Mieterinitiative
ab und sprach sich grundsätzlich für den indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates
aus. Dieser will auf die Hypothekarzinsbindung verzichten und die Mietpreise in
Zukunft am Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) anbinden. Das Kriterium der
missbräuchlichen Miete bleibt erhalten. Bemessungsgrundlage bleibt die
quartiersübliche Vergleichsmiete.

Umstritten war jedoch die Frage, zu welchem Prozentsatz die Teuerung gemäss LIK auf
die Mieten überwälzt werden soll. Der Bundesrat schlug eine Überwälzung zu 80
Prozent vor. Vallender (fdp, AR) stellte den Antrag, hier keine dirigistischen Schranken

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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einzubauen und den Vermietern das Recht auf eine 100 prozentige Überwälzung zu
erteilen. Für die Mietervertreter forderte Thanei (sp, ZH) hingegen eine Limitierung bei
maximal 60 Prozent. Bundesrat Couchepin erklärte, eine Überwälzung von mehr als 80
Prozent der Teuerung könnte wiederum die Teuerung verstärken, weil die Mieten selbst
zu 20 Prozent im LIK enthalten sind. Schliesslich akzeptierte die Ratsmehrheit die vom
Bundesrat vorgesehenen 80 Prozent. Bei der Festlegung der Vergleichsmiete waren die
Vertreter der Vermieterseite erfolgreich: Sie setzten durch, dass nicht nur
Luxuswohnungen, sondern auch alle Genossenschafts- und Gemeindewohnungen aus
der quartiersweisen Berechnung der Vergleichsmiete ausgeschlossen werden. FDP-
und SVP-Vertreter versuchten allerdings vergeblich, eine Kumulation beider Systeme,
Indexmiete und Vergleichsmiete, zu erwirken. Keine Chance hatten auch zwei
mieterfreundliche Anträge nach einem Ausbau des Kündigungsschutzes und zur
Einführung einer Schutzklausel bei übermässig ansteigender Teuerung. Zudem strich
eine bürgerliche Mehrheit im Rat die vom Bundesrat als Neuerung vorgeschlagene
staatliche Kostenübernahme bei Verhandlungen vor den Mietgerichten. Der Nationalrat
genehmigte den bereinigten Gegenvorschlag mit 95 zu 54 Stimmen. Die Mieterseite
liess erkennen, dass sie dem Gesetz unter diesen Umständen nie zustimmen werde.
Zudem wurde die Behandlungsfrist der Initiative um ein weiteres Jahr verlängert. 7

Nachdem der Nationalrat im vergangenen Jahr dem indirekten Gegenvorschlag des
Bundesrates zur Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» gefolgt war, schuf der Ständerat
im Berichtsjahr mehrere Differenzen. Er beschloss insbesondere, dass sich
Mieterhöhungen jährlich nach dem Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) und
zusätzlich alle fünf Jahre auch noch nach den ortsüblichen Mieten richten dürfen.
Daraufhin drohte der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) mit dem
Referendum.

Das neue Modell war von der vorberatenden Kommission vorgeschlagen worden. Es sah
auch vor, dass die Überwälzung der Teuerung zu 100 Prozent erfolgen soll statt nur zu
80 Prozent, wie von Bundesrat und Nationalrat beschlossen. Diese absolute
Missbrauchsgrenze, basierend auf einem Vergleich, solle immer gelten, sowohl bei der
Anfangsmiete als auch bei Handänderungen und Mietzinserhöhungen. Neu sollten auch
Geschäftsräume diesen Regelungen unterliegen. Der Präsident des
Hauseigentümerverbandes (SHEV) Dettling (fdp, SZ) präsentierte dazu eine Alternative.
Diese sah vor, dass die Mietzinse nach einer Schonfrist von zwei Jahren jährlich um
vier Prozent erhöht werden könnten, um Anreize für Investitionen in Wohnräume zu
schaffen. Eintreten wurde ohne Gegenstimme beschlossen. In der Detailberatung
entschied der Ständerat mit 19 zu 18 Stimmen, zwar auch Geschäftsräumlichkeiten, aber
nur von örtlich gebundenen Kleinbetrieben gegen missbräuchliche Mietzinse zu
schützen. In die Vergleichsmiete sollen auch von Genossenschaften und Gemeinwesen
vermietete Wohnungen einfliessen, da sie einen wichtigen Anteil am Marktangebot
ausmachen. In Bezug auf die Mietzinsaufschläge setzte sich der Antrag der
Kommissionsmehrheit (100 Prozent Anpassung an Teuerung plus alle fünf Jahre
Anpassung an Vergleichsmieten) sowohl gegenüber dem Vorschlag des Bundesrates (nur
80 Prozent Überwälzung der Teuerung) als auch gegenüber dem Minderheitenantrag
Dettling (jährlich vier prozentige Erhöhung nach zwei Jahren) durch. Falls die Teuerung
allerdings während mehr als zwei aufeinanderfolgenden Jahren fünf Prozent
überschreite, sollte die Indexierung an den Konsumentenpreisindex wegfallen. 

In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat die Revision des Mietrechts
mit 22 zu 12 Stimmen und lehnte die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» mit 32 zu 5
Stimmen ab. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Während des Differenzbereinigungsverfahrens zur Teilrevision des Mietrechts
schwenkte die Rechtskommission des Nationalrats (RK-NR) auf ein neues Konzept, den
«accord romand», um. Dieser Kompromiss zwischen Mieter- und Vermieterkreisen aus
der Romandie orientierte sich im Wesentlichen an den Regeln des Status quo, koppelt
die Mietzinse jedoch statt an den Hypothekarzins neu an den Landesindex der
Konsumentenpreise (LIK). Während der Schweizerische Mieterverband (SMV) den
Rückzug seiner Initiative in Aussicht stellte, falls das Parlament den accord übernehmen
sollte, lehnten ihn die Deutschschweizer Hauseigentümer (SHEV) strikte ab. In der
Frühlingssession folgte der Nationalrat einem Ordnungsantrag des Präsidenten des
Zürcher Hauseigentümerverbandes Hegetschweiler (fdp, ZH) und strich die
Mietrechtsrevision vom Sessionsprogramm, da das mit Stichentscheid der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2002
MAGDALENA BERNATH
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Kommissionspräsidentin beschlossene Konzept noch nicht behandlungsreif sei;
Kommissionspräsidentin Thanei (sp, ZH) unterlag mit ihrem Antrag, das Geschäft auf die
dritte Sessionswoche zu verschieben. Mit Unterstützung der Mehrheit der CVP und
eines Teils der FDP hiess der Rat mit 93 zu 74 Stimmen jedoch einen weiteren
Ordnungsantrag der Zürcherin gut, die Volksabstimmung über die Initiative «Ja zu
fairen Mieten» auszusetzen, bis die Bundesversammlung über den indirekten
Gegenvorschlag endgültig beschlossen habe. Mit 102 zu 60 (Nationalrat) respektive 35
zu 4 Stimmen (Ständerat) empfahl das Parlament die Volksinitiative «Ja zu fairen
Mieten» zur Ablehnung. 9

In der Sommersession lehnte der Nationalrat eine Lockerung des Mieterschutzes für
Geschäftsräume, wie sie der Ständerat vorsah, ab. Anschliessend verwarf er mit 95 zu
83 Stimmen den «accord romand» und folgte dem Minderheitsantrag Cina (cvp, VS),
der wie die kleine Kammer die Vergleichsmiete als Mittel zur Mietzinsüberprüfung
vorsah. Mit grossem Mehr schloss er sich der ständerätlichen Lösung an, die es
Mieterinnen und Mietern erstmals nach fünf Jahren erlaubt, eine Überprüfung des
Mietzinses zu verlangen und nahm damit ein Anliegen der Mieterinitiative auf; gegen die
Stimmen der SP verzichtete die grosse Kammer jedoch auf einen weitergehenden
Kündigungsschutz. Dafür sollten auch Genossenschafts- und Sozialwohnungen in die
Vergleichsmiete einbezogen werden. Nachdem Thanei (sp, ZH) die Forderung, dass
Vermieter die Mieten alle fünf Jahre an die Vergleichsmieten anpassen könnten, als
Schicksalsartikel qualifiziert hatte und Bundesrat Couchepin eine Niederlage in der
Volksabstimmung befürchtete, lehnte die Volkskammer diesen Antrag der
Vermieterseite ab. Schliesslich beschloss sie, dass Investitionen für energetisch
wirksame Massnahmen im Sinne des CO2-Gesetzes nur zu 50 bis 70 Prozent (statt zu
100%) als wertvermehrend auf den Mietzins überwälzt werden können; sie begründete
dies damit, dass steuerlich begünstigte Investitionen nicht voll auf die Mieterschaft
überwälzt werden sollen. Zur Methode zum Vergleich der Marktmieten siehe auch die
Frage Garbani (sp, NE) (01.1121). 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession bereinigte der Ständerat die Hauptdifferenz zum Nationalrat:
Künftig soll der Vermieter die Teuerung jährlich voll überwälzen können; der Antrag
Dettling (fdp, SZ), welcher eine Anpassung des Mietzinses jeweils an die Vergleichsmiete
nebst einer Überwälzung der Teuerung von 80 Prozent vorsah, wurde abgelehnt,
nachdem Bundesrat Couchepin gedroht hatte, die Vorlage mit einer solchen
Kumulation nicht mehr zu unterstützen. Bei den übrigen Differenzen beharrte der
Ständerat auf seiner Position, insbesondere bei der Lockerung des Mieterschutzes für
Geschäftsräume, bei Handänderungen als Grund für Mietzinserhöhungen und bei der
Ausdehnung des neuen Rechts auch auf alte Mietverhältnisse. Die grosse Kammer
lenkte in der Frage der Transparenz bei den ermittelten Vergleichsmieten ein. Diese
sollen nur beim Verdacht auf Missbrauch eingesehen werden können, nicht aber, um
den Mietpreis festzulegen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Da der Ständerat in der Wintersession weiterhin auf seinen Positionen bei den
verbleibenden Differenzen beharrte, wurde eine Einigungskonferenz nötig. Hier
einigten sich die Räte, dass bei einer Handänderung der Mietzins künftig im Rahmen
der Vergleichsmiete bis zu zehn Prozent erhöht werden dürfte (der Ständerat hatte sich
für 20 Prozent ausgesprochen, die grosse Kammer wollte Mietzinserhöhungen hingegen
nicht einfach durch Besitzerwechsel begründen lassen). Ferner würden, wie vom
Ständerat gewünscht, Unternehmen mit einem Jahresumsatz von über CHF 2.5 Mio.
oder mindestens 20 Beschäftigten vom Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen
ausgenommen. Schliesslich sollen nur die neuen Mietverhältnisse dem neuen Recht
unterstehen, nicht jedoch die alten. Der Nationalrat nahm die Vorschläge der
Einigungskonferenz mit 88 zu 61 Stimmen bei 10 Enthaltungen an. In der
Schlussabstimmung wurde der indirekte Gegenvorschlag zur Mieterinitiative mit 98 zu
71 Stimmen (Nationalrat) respektive 36 zu 5 Stimmen (Ständerat) angenommen;
dagegen sprachen sich die Grünen, die SP und vereinzelte Vertreter der SVP aus.
Wenige Tage nach der Schlussabstimmung beschloss der Schweizerische Mieterinnen-
und Mieterverband (SMV) einstimmig, das Referendum zu ergreifen, da das neue
Mietgesetz gegenüber dem gültigen Recht eine Verschlechterung darstelle. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2002
MAGDALENA BERNATH

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 5



Am 18. Mai 2003 fand die Abstimmung über die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»
statt, welche der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) 1997
eingereicht hatte. Bundesrat und Parlament lehnten die Vorlage ab mit der Begründung,
sie enthalte zu starre Mietzinsvorschriften, führe die problematische Anbindung der
Mietzinse an die Hypothekarzinssätze fort und gehe beim Kündigungsschutz zu weit.
Wichtige Anliegen der Initiative würden mit einer 2002 beschlossenen Änderung des
geltenden Mietrechts erfüllt. Da der Mieterverband gegen diesen indirekten
Gegenvorschlag erfolgreich das Referendum ergriff, wird es darüber 2004 zu einer
Volksabstimmung kommen. Linke und Gewerkschaften befürworteten die Initiative «Ja
zu fairen Mieten», bürgerliche Parteien, der Hauseigentümerverband und die
Wirtschaftsverbände lehnten sie ab.

Abstimmung vom 18. Mai 2003

Beteiligung: 49.6%
Ja: 749'262 (32.7%) / Stände: 1
Nein: 1'540'217 (67.3%) / Stände: 19 6/2

Parolen:
– Ja: SP, GP, PdA, CSP; SGB, Travail.Suisse.
– Nein: CVP, FDP, SVP, LP, EVP, EDU, Lega, FP; economiesuisse, SGV, SBV.
– Stimmfreigabe: SD.

Volk und Stände verwarfen die Vorlage. Am meisten Unterstützung erhielt sie in der
Westschweiz, wo Genf ihr als einziger Kanton knapp zustimmte, sowie im Tessin und in
Basel-Stadt. Die nach dem Urnengang durchgeführte Meinungsumfrage (Vox-Analyse)
ergab, dass nur die Hälfte der Mieterinnen und Mieter die Vorlage befürwortet hatte.
Allerdings konnten die Nein-Stimmenden gemäss Vox-Analyse nur wenig spezifische
Motive für ihre negative Einstellung nennen. Offenbar hatte die Tatsache, dass viele
Leute angesichts der komplexen Ausgangslage mit Initiative und indirektem
Gegenentwurf schlecht informiert waren, zur diffusen Ablehnung einer plötzlichen
Änderung des alten und bekannten Mietsystems und damit zur deutlichen Ablehnung
der Initiative geführt. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.05.2003
MAGDALENA BERNATH

Anfang Februar 2004 kam die Vorlage zur Revision des Mietrechts zur
Volksabstimmung. Sie stellte einen indirekten Gegenvorschlag des Parlaments zu der
im Mai 2003 von Volk und Ständen abgelehnten Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»
des Mieterinnen- und Mieterverbandes (SMV) dar. Der Verband hatte gegen die
Mietrechtsrevision das Referendum ergriffen, weil er vom neuen Recht massive
Mietzinserhöhungen befürchtete. Kernstück der Vorlage bildete der Systemwechsel bei
der Berechnungsgrundlage für zulässige Mietzinsveränderungen: Neu sollte nicht mehr
der Hypothekarzins, sondern der Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) als Basis
dienen. In der Abstimmungskampagne entsprachen die Fronten in der Deutschschweiz
und im Tessin dem bei wirtschaftspolitischen Vorlagen typischen Links-Rechts-Schema:
Auf der Befürworterseite standen die meisten bürgerlichen Parteien und die
Unternehmerverbände, auf der Seite der Gegner die SP, die GP und die
Gewerkschaften. In der Westschweiz hingegen empfahlen mit Ausnahme der Liberalen
auch die meisten bürgerlichen Parteien und der Hauseigentümerverband ein Nein.

Abstimmung vom 8. Februar 2004

Beteiligung: 45.0%
Ja: 756'725 (36.0%)
Nein: 1'346'492 (64.0%)

Parolen:
– Ja: CVP (5*), FDP (1*), SVP (5*), LP, FP, Lega; economiesuisse, SGV, SBV, ZSA,
Hauseigentümerverband Schweiz.
– Nein: SP, GP, CSP, EDU, EVP, PdA, SD; SGB, Travail.Suisse, Mieterverband,
Westschweizer Hauseigentümerverband.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.02.2004
MAGDALENA BERNATH
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Die Stimmberechtigten lehnten die Mietrechtsrevision mit 64.1 Prozent Nein-Stimmen
ab; sie stiess in keinem einzigen Kanton auf Zustimmung. Gemäss Vox-Analyse war das
wichtigste Motiv für die Ablehnung die Angst vor Mietzinserhöhungen gewesen. Von
Bedeutung waren auch die Vermutung, dass mit dem neuen Gesetz der Mieterschutz
abgebaut würde, sowie eine allgemein negative Haltung gegenüber der Vorlage. 14

Mietrechtsrevision scheitert (BRG 08.081)

Mietwesen

Die vom Bundesrat im Dezember präsentierte Vorlage stiess bei den Hauseigentümern
auf grossen Protest. Sie kündigten an, diese Revision mit einem Referendum
bekämpfen zu wollen, wenn sie nicht vom Parlament in ihrem Sinne abgeändert werde.
Der Auslöser des Ärgers war der Entscheid der Landesregierung, bei der massgeblichen
Inflationsrate die Mietkosten- und die Energiepreisentwicklung auszuklammern, da
diese von den Mietern über die Mietzinse und die Nebenkosten bereits vollständig
getragen würden. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2008
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab den Vorentwurf für eine Teilrevision des Mietrechts in die
Vernehmlassung. Ziel der Vorlage ist es, die Abhängigkeit der Entwicklung der
Mietzinsen von derjenigen der Hypothekarzinsen aufzuheben. Neu wäre als
Berechnungsgrundlage für zulässige Mietzinssteigerungen der Teuerungsindex der
Konsumentenpreise (LIK) massgebend. Dieses System erlaubt es insbesondere den
Mietern, die zu erwartende Entwicklung der Mietkosten genauer abzuschätzen als dies
beim sich oft erratisch bewegenden Hypothekarzins der Fall ist. Das Modell entsprach
einer Vereinbarung von Mieter- und Hauseigentümerverbänden (MV, HEV), die Ende
2007 unter Federführung des Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) zustande
gekommen war. Die Übereinkunft sah vor, dass die Teuerung vollständig berücksichtigt
wird. Dies stiess aber bei den welschen Mieterverbänden und später auch bei den
deutschschweizerischen Organisationen und der SP auf Kritik: Da die
Mietkostensteigerung im Teuerungsindex enthalten ist, dürfe nur 80 Prozent der
Teuerung angerechnet werden. Anderenfalls würde bei sonst stabilen Preisen ein
genereller Mietkostenanstieg allein eine weitere individuelle Erhöhung der Miete
rechtfertigen. Die Hauseigentümer verteidigten die 100 Prozent-Anrechnung mit dem
Argument, dass sie mit dem Einverständnis zum Verbot einer Mietzinserhöhung bei
einem Eigentümerwechsel bereits ein Opfer gebracht hätten. In der Vernehmlassung
sprachen sich der Hauseigentümerverband, die Interessenorganisationen der Mieter
und alle Parteien mit Ausnahme der SVP und der GP grundsätzlich für den
Systemwechsel aus. Die GP hätte eine reine Kostenmiete vorgezogen und die SVP
sprach sich prinzipiell gegen staatliche Eingriffe in den Mietmarkt aus. Im Herbst
beauftragte der Bundesrat das EVD mit der Ausarbeitung eines definitiven Entwurfs für
die Revision des Mietrechts. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2008
HANS HIRTER

Im ersten Quartal ging der definitive Entwurf der Teilrevision des Mietrechts in die
Beratung der nationalrätlichen Kommission für Rechtsfragen (RK). Hauptziel der
Revision war, die Entwicklung der Mietzinse von den Hypothekarzinsen loszulösen. Die
Anpassung der Mietzinse würde stattdessen an den Landesindex der
Konsumentenpreise (LIK) unter Ausschluss der Wohn- und Energiekosten erfolgen, was
einer ungefähren Teuerungsüberwälzung von 90 Prozent gleichkommen würde. Dass
Mietzinssteigerungen nicht an die volle Teuerung zu koppeln seien, beschloss der
Bundesrat Ende letzten Jahres aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse. Dies ärgerte
jedoch den Hauseigentümerverband (HEV), welcher gleich nach Publikation der Vorlage
mit einem Referendum drohte. Trotz anfänglich positivem Eintretensentscheid
beantragte die RK-NR nach der Detailberatung ihrem Rat, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Ausschlaggebend für diesen Entscheid war gerade die vom Bundesrat
beschlossene Änderung im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage. Die Kommission
entschied abweichend vom Bundesrat, dass eine Koppelung an den integralen
Landesindex nicht missbräuchlich sei und befürwortete mit 15 zu 11 Stimmen eine 100
Prozent–Anrechnung der Teuerung. Trotzdem lehnte sie die Vorlage in der
Schlussabstimmung mit 22 zu 1 ab, zumal allen Kommissionsmitgliedern klar war, dass
sowohl der Entscheid für eine Anrechnung der vollständigen Teuerung wie auch für eine
Anrechnung der partiellen Teuerung entweder von Seiten der Mieter- oder von Seiten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.05.2009
MARLÈNE GERBER
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der Vermieterverbände zur Ergreifung eines Referendums führen würde. Auch im
Nationalrat, welcher das Geschäft in der Sommersession traktandierte, war man sich
grösstenteils einig, dass eine Vorlage, welche von Mietern und Vermietern nicht
gemeinsam getragen wird, politisch chancenlos sei. Mit 119 zu 61 Stimmen beschloss die
grosse Kammer dann auch, nicht auf die Vorlage einzutreten. Diesen Entscheid
stützten die SVP, die FDP sowie eine Mehrheit der SP und eine Minderheit der CVP.
Mieter- und Vermieterverbände reagierten sogleich. Während sich der HEV mit dem
Entscheid des Nationalrates zufrieden zeigte, bezeichnete ihn der Mieterverband als
sozialpolitisch unverantwortlich und drohte bereits mit Konsequenzen im Falle eines
Scheiterns der Vorlage im Ständerat. 17

Im Berichtsjahr ging eine Vorlage zur Änderung des Mietrechts an den Ständerat. Das
Geschäft bezweckte primär die Abkopplung der Mietzinse von den Hypothekarzinsen.
Neu sollten die Mietzinse an den Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) angepasst
werden. Dies würde nicht nur zu einem moderateren Anstieg der Mieten führen,
sondern die Entwicklung für den Mieter wie auch für den Vermieter transparenter
machen und somit missbräuchlichen Mietzinsen vorbeugen. Der Nationalrat, welcher
die Vorlage als Erstrat hätte behandeln sollen, war im Vorjahr auf Anraten seiner
Kommission (UREK) nicht auf die Revision eingetreten. Ausschlaggebend für diesen
Entscheid war die vom Bundesrat nachträglich eingebrachte Änderung, welche vorsah,
die Mietzinsanpassung nicht an die volle Teuerung zu koppeln, wie dies der von den
Sozialpartnern ausgehandelte Kompromiss vorsah, sondern nur an den Landesindex
unter Ausschluss der Wohn- und Energiekosten, was einer Teuerungsüberwälzung von
ca. 90 Prozent gleich käme. In der ständerätlichen Kommission plädierte eine Mehrheit
auf Eintreten. Sie begründete ihren Entscheid mit der Notwendigkeit einer
Mietrechtsrevision und war deswegen nicht bereit, bereits «von vornherein die Flinte
ins Korn» zu werfen. Jedoch präsentierte sie auch ihrerseits einen abgeänderten
Entwurf. Um den Vermietern, welche sich nach dem vorgeschlagenen Spezialindex vom
Revisionsentwurf distanziert hatten, bei den Zinserhöhungen mehr Spielraum zu
gewähren, sollte ihnen erlaubt werden, die Miete alle fünf Jahre auch an das
Marktniveau anpassen zu können. Der Deutschschweizer Mieterverband (SMV) liess
verlauten, dass eine solche Regelung inakzeptabel wäre, da die Mieter so auf einen
Schlag massiven Mietzinserhöhungen ausgesetzt würden.

Im Gegensatz zum Nationalrat trat der Ständerat nach kurzer Diskussion und mit einer
starken Zweidrittelmehrheit auf die Vorlage ein. Die Diskussion um den Umfang der
Teuerungsüberwälzung schlug in der Beratung die höchsten Wellen. Die Kommission
empfahl ihrem Rat mit knapper Mehrheit, den bundesrätlichen Spezialindex zu
übernehmen. Eine starke bürgerliche Kommissionsminderheit trat für eine
hundertprozentige Überwälzung ein. Der Ständerat folgte der Kommissionsmehrheit
schliesslich knapp mit 18 zu 14 Stimmen.

Ein anderes Hindernis hingegen sahen die linken Vertreter der Romandie. Sie stiessen
sich insbesondere an der vorgeschlagenen Ermittlung von missbräuchlichen Mietzinsen.
Das geltende Recht, welches Mietzinse als missbräuchlich bezeichnet, wenn der
Vermieter einen übersetzten Ertrag aus dem Mietverhältnis zieht, sollte durch ein
sogenanntes Vergleichsmietemodell ersetzt werden. Konkret würde Missbrauch dann
festgestellt, wenn der Mietzins eines Wohnraumes oberhalb einer vorgegebenen
Bandbreite von Mietpreisen vergleichbarer Objekte liegen würde. Die Westschweizer
Ständeräte befürchteten, dass dies eine inflationäre Preisspirale nach sich ziehen
könnte. Unter Widerstand von Vertretern der Vermieter- und der welschen Mieterseite
wurde das Geschäft mit 21 zu 12 Stimmen angenommen und ging erneut an den
Nationalrat. Vertreter des Deutschschweizer Mietverbandes unterstützten die Vorlage
nach wie vor; sie erachteten die bestehende Koppelung der Miet- an die
Hypothekarzinse als fahrlässig. Die Rechtskommission des Nationalrats (RK) sprach sich
im Folgenden für die vom Hauseigentümerverband (HEV) verlangte 100-prozentige
Anrechnung der Teuerung aus und schuf eine weitere Differenz zum Ständerat, indem
sie dem Nationalrat vorschlug, eine zusätzliche Mietzinsanpassung an den Marktpreis
abzulehnen. In diesem Sinne empfahl sie ihrem Rat, auf die Vorlage mit dem
ursprünglich ausgehandelten Kompromiss einzutreten. Mit einer äusserst knappen
Mehrheit von 88 zu 86 Stimmen beschloss der Nationalrat bei 10 Enthaltungen und
somit zum zweiten Mal, nicht auf die Vorlage einzutreten. Er beerdigte damit die
Gesetzesrevision, welche mit einem historischen sozialpartnerschaftlichen
Kompromiss vielversprechend begonnen hatte. Gegen die Vorlage opponierten
erfolgreich eine geschlossene SVP und eine grosse Mehrheit der SP. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2010
MARLÈNE GERBER
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Mietrechtsrevision scheitert erneut (BRG
15.044)

Mietwesen

Auf Empfehlung der Arbeitsgruppe "Wohnungspolitischer Dialog" und in Einklang mit
seiner Aussprache zum Thema Personenfreizügigkeit und Wohnungsmarkt im Frühjahr
2013 wollte der Bundesrat die Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt erhöhen. Im
Mai schickte er eine Vorlage in die Vernehmlassung, welche die Offenlegungspflicht
forderte, bzw. den Vermieter künftig verpflichtet, mittels Formular die neue
Mieterpartei vor Vertragsabschluss über den Mietzins des Vormieters zu informieren.
Als weitere Massnahme zur Verhinderung starker Mietzinserhöhungen sieht die Vorlage
das Verbot von Mietzinserhöhungen aufgrund wertvermehrender oder energetischer
Verbesserungen innerhalb des ersten Mietjahres vor, für den Fall, dass vorgesehene
Erhöhungen dem Mieter nicht bereits vor Vertragsabschluss kommuniziert wurden.
Ferner enthält der Vernehmlassungsentwurf eine administrative Entlastung für die
Vermieterseite, indem bei Mietzinserhöhungen und Anpassungen von Akontobeträgen
für Nebenkosten nicht mehr länger eine eigenhändige Unterschrift nötig ist und mit
einer Faksimile-Unterschrift unterzeichnet werden kann. Mit Freiburg, Genf,
Neuenburg, Nidwalden, Waadt, Zug und Zürich kennen bereits sieben Kantone die
Offenlegungspflicht. Laut Aussagen des Bundesamts für Wohnungswesen (BWO) finden
90% aller Anfechtungen von Neumieten in diesen sieben Kantonen statt. Während die
Vermieterorganisationen sowie FDP und SVP gegen die Massnahme opponierten - sie
vermuteten einen grossen zusätzlichen administrativen Aufwand und fürchteten
Rechtsfolgen bei unkorrekter Verwendung des Formulars - stiess sie insbesondere bei
den linken Parteien, aber auch bei CVP, EVP und BDP, sowie beim Mieterverband auf
Zustimmung. Letzterer forderte im September bei der Lancierung seiner landesweiten
Kampagne "Zahlbare Mieten für alle" in Bern Unterstützung für diese Massnahme. Im
Oktober beschloss die Regierung, trotz kontroversen Stellungnahmen an der
Offenlegungspflicht festzuhalten, und gab dem zuständigen Departement die
Erarbeitung einer entsprechenden Änderung des Mietrechts in Auftrag. Die anderen
Änderungen wurden in der Vernehmlassung weniger kontrovers diskutiert. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2014
MARLÈNE GERBER

Bevor sich das Parlament 2016 überhaupt zur geplanten Mietrechtsrevision äussern
konnte, diskutierte die NZZ im Jahr 2015 in mehreren Artikeln ausführlich die in der
Vorlage vorgesehene und im Vorjahr bereits in der Vernehmlassung kontrovers
diskutierte Bestimmung zur Einführung einer Formularpflicht, die den Vermieter dazu
verpflichten würde, der neuen Mieterpartei den bisherigen Mietzins offenzulegen.
Dabei nahm die NZZ sowohl mit Gastbeiträgen als auch mit eigenen redaktionellen
Beiträgen klar und wiederholt die Position der Vermieterseite ein und stellte sich somit
vehement gegen die Einführung einer solchen Pflicht. Dabei wurde auch eine vom
Hauseigentümerverband in Auftrag gegebene Studie zweier Ökonomen der Universität
Basel zitiert, die bei Einführung der Formularpflicht mit zunehmender
Wohnungsknappheit rechnet, da die Mietpreise unter dem Marktniveau zu liegen
kämen. Drastische Auswirkungen würde die Formularpflicht in Zusammenhang mit einer
bereits bestehenden Regelung entfalten: Die Neumieterschaft hat das Recht, den
Anfangsmietzins bei erheblicher Differenz zum vorher bestandenen Mietzins
anzufechten. Somit gelangt der Vermieter in die aufwändige Pflicht, den gestiegenen
Mietzins anhand der „Orts- und Quartierüblichkeit" zu begründen. Der Schweizerische
Mieterverband kritisierte die Studie umgehend, wie die NZZ berichtete. Die Ökonomen
würden keine empirischen Beweise vorbringen und die Erfahrung zeige, dass die Mieter
für moderate Erhöhungen der Mietzinse gegenüber dem Vormietzins durchaus
Verständnis zeigen können. Die Formularpflicht diene lediglich der Vorbeugung von
Missbrauchsfällen. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2015
MARLÈNE GERBER

Aufgrund der vorgesehenen schweizweiten Formularpflicht zur Offenlegung des
Vormietzinses scheiterte die geplante Mietrechtsrevision 2016 bereits an der
Eintretensdebatte im Parlament – ein übrigens nicht seltenes Vorkommnis im
Mietrecht, wie sich anhand der ebenfalls an der Eintretensdebatte gescheiterten
Mietrechtsrevision im Jahr 2010 nachzeichnen lässt.
Während die RK-NR dem erstberatenden Nationalrat nur mit hauchdünner Mehrheit
von 13 zu 12 Stimmen empfahl, nicht auf die Vorlage einzutreten, bestärkte die grosse
Kammer diesen Antrag in der Sommersession nach einer längeren, inquisitiven und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2016
MARLÈNE GERBER
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aufgeheizten Eintretensdebatte mit 106 zu 83 Stimmen (3 Enthaltungen) bereits um
einiges deutlicher. Dazu verhalfen in erster Linie die SVP und FDP, deren Fraktionen
sich dem Vorhaben geschlossen entgegen stellten, unterstützt durch einzelne
Repräsentantinnen und Repräsentanten der GLP und CVP sowie einer Stimme aus der
BDP. Gar noch deutlicher zu Ungunsten der Vorlage fiel das ständerätliche Verdikt in
der Herbstsession aus: Die Kantonskammer beschloss mit 29 zu 14 Stimmen und ohne
lange Debatte, nicht auf die Vorlage einzutreten, womit diese vom Tisch ist.
Während die Gegner und Gegnerinnen der Revision zum einen die föderale
Kompetenzordnung beibehalten und die Einführung der Formularpflicht weiterhin den
Kantonen überlassen wollten, fürchteten sie zum anderen die Verstärkung der
Wohnungsnot, wenn Mietpreise wegen der Formularpflicht unter dem Marktwert zu
liegen kämen, sowie einen unzumutbaren administrativen Aufwand für die
Vermieterseite. Sowohl die Linke als auch Bundesrat Schneider-Ammann
argumentierten vergeblich für Eintreten auf die Vorlage. Diese diene lediglich der
Missbrauchsbekämpfung und sei somit ein Mittel gegen starke und unbegründete
Mietzinserhöhungen. Zudem zeigten sich in den sieben Kantonen, welche die
Formularpflicht kennen, bisher keine negativen Auswirkungen auf die
Investitionstätigkeit. Ferner sei auch nicht in all diesen Kantonen ein Anstieg der Anzahl
Anfechtungen zu beobachten; Zug und Nidwalden würden kaum solche Fälle kennen.
Anders ist die Lage im dritten Deutschschweizer Kanton mit einer Formularpflicht: In
Zürich hätte deren Einführung im Jahr 2013 zwar zu einem markanten Anstieg von
Klagen geführt, die meisten Fälle hätten aber einvernehmlich gelöst werden können. 
Dass die parlamentarische Debatte stark von Interessenbindungen geprägt war, zeigte
sich unter anderem am aussergewöhnlichen Engagement einiger Rednerinnen und
Redner: Hans Egloff (svp, ZH), Präsident des Hauseigentümerverbands (HEV) und
Mehrheitssprecher der RK-NR, Petra Gössi (fdp, SZ), abtretendes Vorstandsmitglied des
HEV, Jacqueline Badran (sp, ZH), Vorstandsmitglied des Schweizerischen Mieterinnen-
und Mieterverbandes (SMV), und Carlo Sommaruga (sp, GE), dazumals Generalsekretär
des Westschweizer Mieterverbandes (ASLOCA-Romande). Der unterlegene
Mieterverband liess nach der Versenkung der Vorlage verlauten, er setze nun auf seine
im Vorjahr lancierte Volksinitiative "Für mehr bezahlbare Wohnungen". Diese konnte
noch im Oktober desselben Jahres gültig eingereicht werden. 21

Revision der Regeln der Mietzinsgestaltung
bei Wohn- und Geschäftsräumen (Mo.
18.4101)

Mietwesen

Nachdem der Bundesrat bereits im Februar 2019 seinen Willen für eine umfassende
Revision der Regeln der Mietzinsgestaltung bei Wohn- und Geschäftsräumen
bekräftigt hatte, wie dies mit einer Motion der RK-SR verlangt wird, äusserte sich in der
Frühjahrssession auch der Ständerat wohlwollend dazu. Angestossen worden war die
Kommissionsmotion durch eine Vielzahl an Vorstössen sowohl von der Vermieter- als
auch von der Mieterseite, was zuletzt in sechs hängigen parlamentarischen Initiativen
gipfelte (Pa.Iv. 16.451; 17.459; 17.491; 17.493; 17.514; 17.515), die allesamt Anpassungen der
Regelungen zu den missbräuchlichen Mietzinsen verlangten. Die geltenden
Bestimmungen zur Mietzinsgestaltung stammen aus dem Jahr 1990, wobei sich gemäss
Bundesrat die darin enthaltenen Regelungen in den Grundzügen bereits im
Bundesbeschluss über die Massnahmen gegen Missbräuche im Mietwesen aus dem Jahr
1972 fanden. 22

MOTION
DATUM: 20.03.2019
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2019 versenkte der Nationalrat eine Motion der RK-SR auf Revision der Regeln
der Mietzinsgestaltung bei Wohn- und Geschäftsräumen. Die Kommissionsmotion vom
November 2018, die der Ständerat am 20. März 2019 angenommen hatte, war als
Reaktion auf zahlreiche parlamentarische Initiativen sowohl von Mieter- und
Mieterinnen- als auch von Vermieter- und Vermieterinnenseite entstanden. Sie hätte
dem Bundesrat den Auftrag erteilt, die geltenden Regeln der Mietzinsgestaltung
systematisch zu durchleuchten und dem Parlament einen «ausgewogenen Entwurf» zur
Revision der entsprechenden Titel des OR zu unterbreiten. Obwohl der Bundesrat
bereit war, diesen Auftrag entgegenzunehmen, entschied sich der Nationalrat mit 102
zu 82 Stimmen bei 2 Enthaltungen dagegen – dies trotz anderslautender Empfehlung

MOTION
DATUM: 20.06.2019
SEAN MÜLLER
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einer Mehrheit seiner vorberatenden Kommission, der RK-NR, welche für Annahme
plädiert hatte. 
Zugleich gab der Nationalrat mit 109 zu 71 Stimmen bei 6 Enthaltungen drei der Motion
zugrundeliegenden parlamentarischen Initiativen (Pa.Iv. 17.491, Pa.Iv. 17.514 und Pa.Iv.
17.515) Folge. Diese gehen damit ein zweites Mal an die RK-SR bzw. den Ständerat
selber. Erst wenn entweder die Schwesterkommission zustimmt oder ihre ablehnende
Haltung vom Zweitrat überstimmt wird, kann sich die nationalrätliche Kommission mit
der eigentlichen Ausarbeitung der geforderten Gesetzesänderungen befassen. Die drei
Initiativen unterscheiden sich – abgesehen von Form und Federführung – vor allem
dadurch von der Motion, dass sie spezifische Änderungen verlangen: einerseits eine
Anhebung der Berechnungsgrenze, ab der Mietzinse als «missbräuchlich» gelten (Pa.Iv.
17.491), andererseits eine Beschränkung der Anfechtungsmöglichkeiten von angeblich
missbräuchlichen (Pa.Iv. 17.514) und von Anfangsmieten (Pa.Iv. 17.515) auf Situationen
von «Wohnungsmangel». 23

RK-SR startet zweiten Versuch für eine
ausgewogene Revision der Mietzinsgestaltung
(Mo. 20.3922)

Mietwesen

Im Bereich Mietzinsgestaltung bei Wohn- und Geschäftsräumen zeichnete sich auch
2020 noch keine Annäherung der beiden Räte ab. Nachdem die RK-SR im August 2020
ihre ablehnende Haltung gegenüber drei parlamentarischen Initiativen zur Regelung der
missbräuchlichen Mietzinse (Pa.Iv. 17.514; Pa.Iv. 17.515) resp. zur Höhe der zulässigen
Rendite für Vermieterinnen und Vermieter (Pa.Iv. 17.491) bekräftigt hatte, beschloss sie
mit 8 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung die Lancierung einer Kommissionsmotion, die den
Bundesrat dazu auffordern würde, eine ausgewogene Revision der Mietzinsgestaltung
auszuarbeiten. Bereits nach der ersten Beratung dieser Anliegen im November 2018
hatte die RK-SR eine Kommissionsmotion angestossen, die eine umfassende Revision in
diesem Bereich verlangt hätte (Mo. 18.4101). Der Nationalrat hatte dieses Anliegen in der
Sommersession 2019 jedoch versenkt und im Gegenzug den parlamentarischen
Initiativen Folge gegeben. Im Unterschied zur ersten Kommissionsmotion besteht das
neue Anliegen auf einer Konsultation der Sozialpartner bei der Überprüfung der
Rechtsgrundlagen. 24

MOTION
DATUM: 10.08.2020
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2020 folgte der Ständerat seiner Kommission und nahm die
Motion der RK-SR, die eine ausgewogene Revision der Mietzinsgestaltung nach
Konsultation der Sozialpartner forderte, als Erstrat an. Als Konsequenz dieses
Entscheids lehnte er drei parlamentarische Initiativen, die punktuelle
Gesetzesanpassungen zur Regelung der missbräuchlichen Mietzinse gefordert hätten
(Pa.Iv. 17.491; Pa.Iv. 17.514; Pa.Iv. 17.515), ab, im Wissen darum, dass sie bei der
Erarbeitung einer umfassenden Mietzinsrevision wieder zur Diskussion gestellt würden.
Bürgerliche Vertreterinnen und Vertreter wiesen während der Beratung zudem auf ein
Bundesgerichtsurteil vom 26. Oktober 2020 hin, das dem Anliegen der
parlamentarischen Initiative Feller (fdp, VD; Pa.Iv. 17.491) mit einer Praxisänderung
bereits nachgekommen war. Beat Rieder (cvp, VS) zeigte sich etwa überzeugt, dass das
Bundesgericht in dieser Frage den Weg zu einem fairen Mietrecht bereits aufgezeigt
habe. 25

MOTION
DATUM: 15.12.2020
MARLÈNE GERBER

Als Zweitrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 der Nationalrat mit einer
Kommissionsmotion der RK-SR betreffend eine ausgewogene Revision der
Mietzinsgestaltung nach Konsultation der Sozialpartner. Die RK der kleinen Kammer
hatte mit dieser Motion schon ihren zweiten Versuch gestartet – das erste Mal hatte sie
ihr Ziel mit der Motion 18.4101 zu erreichen versucht –, um den Bundesrat zu
beauftragen, die vielen damals hängigen Vorstösse betreffend das Mietrecht
(beispielsweise Pa.Iv. 17.491; Pa.Iv. 17.514; Pa.Iv. 17.515) zu einer ausgewogenen Revision
zu vereinen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission knapp nicht. Mit 13 zu 12
Stimmen empfahl sie dem Nationalrat, die Motion abzulehnen. Während der Debatte im
Nationalrat begründete Kommissionssprecher Matthias Bregy (cvpo, VS) den
Kommissionsentscheid: Erstens werde die in der Motion geforderte Konsultation der

MOTION
DATUM: 01.06.2021
ELIA HEER
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Sozialpartner schon bald stattfinden – in der Form eines von Bundespräsident Guy
Parmelin organisierten runden Tisches zum Mietrecht. Zweitens sei die Mehrheit der
Kommission der Meinung, dass das Parlament zum jetzigen Zeitpunkt dem Bundesrat
nicht den von der Motion geforderten Anstoss zu einer grossen Gesetzesrevision im
Bereich der Mietzinsgestaltung geben sollte, denn der Bundesrat könne einen solchen
Prozess unabhängig vom Parlament vorantreiben. Das Parlament könne derweil mittels
parlamentarischer Initiativen punktuelle Anpassungen vornehmen. Die
Kommissionsminderheit sowie Bundesrat Parmelin zeigten sich hingegen überzeugt,
dass der Weg der parlamentarischen Initiativen verschlossen sei, da die Situation derart
verkeilt sei, dass das Parlament sich nicht einmal auf kleine technische Änderungen
einigen könne. Aufgrund der Blockade der Politik werde das Mietrecht immer mehr
durch die Rechtsprechung gestaltet, wie das Beispiel eines 2020 gefällten
Bundesgerichtsurteils zeige. Deshalb müsse ein neuer Ansatz verfolgt und eine
ausgewogene Revision angestrebt werden. Die Mehrheit des Nationalrates sprach sich
schlussendlich mit 97 zu 96 Stimmen bei 1 Enthaltung hauchdünn gegen die Motion aus.
Während die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP geschlossen für und die FDP-
und SVP-Fraktionen geschlossen gegen den Vorstoss stimmten, waren sich die
Mitglieder der Mitte-Fraktion uneinig. Gut die Hälfte ihrer Mitglieder (16 von 30)
sprachen sich jedoch gegen das Geschäft aus, was für eine Ablehnung ausreichte. 26

Mietrecht: Runder Tisch mit Bundespräsident
Guy Parmelin

Mietwesen

Bundespräsident und Wirtschaftsminister Guy Parmelin lud Mitte Juni 2021 zu einem
«runden Tisch zum Mietrecht». Da die letzten Versuche einer Mietrechtsrevision
allesamt gescheitert waren und die Positionen im Parlament diesbezüglich als verfahren
galten, wollte Parmelin mit dieser Aktion den tatsächlichen Handlungsbedarf in diesem
Bereich eruieren und damit einen ersten Schritt in Richtung einer Kompromisslösung
zwischen den betroffenen Akteuren tätigen. Er tat dies, indem er Vertreterinnen und
Vertreter der wichtigsten Interessengruppen – darunter der HEV und der SMV – an
einem Tisch zusammenbrachte. Eine vom BWO in Auftrag gegebene und durch gfs.bern
durchgeführte, kurz zuvor veröffentlichte Studie diente dabei als Gesprächsgrundlage.
Diese zeigte, dass die Interessengruppen von Mieter- und Vermieterschaft mit der
Mietrechtssituation mehrheitlich unzufrieden waren. Wenig überraschend empfand die
Vermieterschaft den Schutz der Mieterinnen und Mieter, beispielsweise vor
missbräuchlichen Mietzinsen, als zu stark und die Mieterschaft als nicht ausreichend.
Die meisten anderen befragten Organisationen sowie die breite Bevölkerung
beurteilten das aktuelle Mietrecht hingegen grossmehrheitlich positiv und wünschten
sich höchstens punktuelle Änderungen, so die Schlussfolgerung der Autorinnen und
Autoren der Studie. Die Frage nach dem Revisionsbedarf des Mietrechts sei jedoch für
die breite Bevölkerung schwierig zu beantworten gewesen. Die Autorinnen und Autoren
schlossen daraus, dass der Problemdruck in der Bevölkerung tief sei. 

Die Gespräche fanden am 21. Juni 2021 in Bern statt. In den anschliessenden Interviews
liessen die Teilnehmenden nüchtern durchblicken, dass auch dieses Gespräch zu
keinem Durchbruch geführt habe. Beide Seiten hätten aber zumindest ihre
Forderungen und Positionen darlegen können. Der Bundesrat liess in einer
Medienmitteilung verlauten, er würde die Ergebnisse des runden Tisches in einem
nächsten Schritt analysieren, bevor er über das weitere Vorgehen entscheidet. Der SMV
äusserte sich in seinem Communiqué kämpferisch: Der runde Tisch zum Mietrecht sei
zwar «gut und recht», doch die Ergebnisse der dabei als Gesprächsgrundlage
dienenden Studie seien verfälscht, «da die Mieterinnen und Mieter zum Mietrecht
befragt wurden, welches die wenigsten kennen, anstatt zu den realen Schwierigkeiten,
die sie im Alltag im Zusammenhang mit dem Wohnen und Mieten haben». Deshalb
brauche es nun klare Verbesserungen beim Mietrecht für einen grösseren Schutz der
Mieterinnen und Mieter. Der HEV äusserte sich gegenteilig: Die Ergebnisse der Studie
zeigten klar, dass kein Handlungsbedarf vorhanden sei. Entsprechend solle nun auch
keine Mietrechtsrevision lanciert werden, denn das würde sich kontraproduktiv
auswirken. «Damit würde die grosse allgemeine Zufriedenheit der Betroffenen mit dem
geltenden Mietrecht gefährdet», so der HEV. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2021
ELIA HEER
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Im September 2022 gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass die
Gespräche mit den Sozialpartnern zum Thema Mietrecht nicht fortgesetzt würden. Die
Mitteilung kam gut ein Jahr, nachdem sich Bundesrat Guy Parmelin mit Vertreterinnen
und Vertretern der wichtigsten Interessengruppen im Mietwesen wie dem HEV und dem
SMV zu einem runden Tisch getroffen hatte, um die verfahrene Situation betreffend
mögliche Reformen im Mietrecht zu lösen. Laut dem Bundesrat wolle sich eine
Mehrheit der Verbände nicht mehr am Prozess beteiligen oder habe die Fortsetzung
unter den gegebenen Umständen als nicht zielführend erachtet. In seiner
Medienmitteilung gab der Bundesrat zudem bekannt, dass anders als ursprünglich
geplant auch keine technische Expertengruppe zum Mietrecht eingesetzt werde. 28
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